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Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. 
  

Forderungen zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 

  

Hintergrundpapier: psychotherapeutisch- psychiatrische Gesundheitsversorgung 
geflüchteter Kinder und Jugendlicher sicherstellen 

  

 
Über den Arbeitskreis: 
 
Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. trifft sich monatlich und berät 
sich über alltägliche Hürden und Probleme von unbegleiteten und begleiteten minderjährigen 
Geflüchteten in Berlin, tauscht sich über Lösungsansätze aus und entwickelt gemeinsam 
Forderungen an die Politik zur strukturellen Verbesserung der Situation geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher. Im Arbeitskreis vertreten sind neben der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats auch 
Vertreter*innen und Mitarbeiter*innen des BBZ – Beratungs- und Betreuungszentrums für junge 
Geflüchtete und Migrant*innen, des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige 
geflüchtete Menschen (BNS), des Landesausschusses für Migration, Diversität und 
Antidiskriminierung (LAMA) der GEW Berlin, von Jugendlichen ohne Grenzen, von XENION – 
Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. sowie von verschiedenen Jugendhilfe- und 
Bildungsträger*innen, ehemaligen und praktizierenden Lehrkräften von Willkommensklassen, 
ehemaligen Vormund*innen und engagierten Einzelpersonen, die jeweils ihre eigene Expertise in 
die Forderungen eingebracht haben. 

  

Kernforderung 

Damit geflüchtete Kinder und Jugendliche einen gleichberechtigten Zugang zur 
Gesundheitsversorgung erhalten können, müssen die Kapazitäten psychologisch- 
psychotherapeutischer (nach SGB V und SGB VIII) sowie psychiatrischer 
Versorgungsangebote ausgebaut und die Übernahme notwendiger 
Dolmetscherkosten (im SGB V) sichergestellt  werden. Darüber hinaus müssen 
bestehende Strukturen der Bedarfsermittlung erhalten bzw. v.a. für begleitete 
Kinder und Jugendliche ausgebaut werden. 
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Ausgangslage 

Geflüchtete Kinder und Jugendliche sind häufig und in besonderem Maße psychisch 
belastet. Erfahungen von z.T. massiver Gewalt, traumatischen Erfahrungen, Verlust 
und Unsicherheit während der Flucht sowie belastende Lebensbedingungen nach 
der Flucht wirken sich erheblich auf ihre psychische Gesundheit aus. Aktuellen 
Studien 1[ ufolge leiden ca. 30% der Geflüchteten in Deutschland unter psychischen 
Traumafolgestörungen. Studien2 sowie die praktische Erfahrung zeigen weiter, dass 
gerade junge Geflüchtete einen hohen Bedarf an psychiatrischen/ 
psychotherapeutischen Interventionen haben und frühzeitige Interventionen 
essentiell sind, um schwere Verläufe abzumindern bzw. chronische Verläufe zu 
verhindern. Dem bestehenden hohen Behandlungsbedarf steht jedoch eine 
gravierende Unterversorgung geflüchteter Kinder und Jugendlicher gegenüber. 
Studien 3 zeigen, dass nur 12 % der psychisch erkankten Geflüchteten eine Diagnose 
erhielt, 6,6% eine Behandlung, davon lediglich 1% eine Psychotherapie. 

2025 spricht die  WHO4 von „significant and growing mental health needs“ bei 
Kindern und Jugendlichen und ruft dringend zum Handeln auf. Auch aktuelle 
deutsche Studien 5 zeigen eine Zunahme an psychischen Belastungen bei Kindern 
und Jugendlichen um 22,5% in den letzten Jahren. All dies führt zu einer 
weiterführenden massiven Überlastung des bestehenden Gesundheitssystems. 
Bundesweit fehlen ebenso wie in Berlin Kapazitäten in der kinder- und 
jugendpsychiatrischen sowie psychotherapeutischen Versorgung. Anstatt einen 
dringend notwendigen Ausbau psychiatrischer und psychotherapeutischer 
Kapazitäten voran zu treiben, verschärfen Einsparungen, wie die Absenkung der 
Vergütung psychotherapeutischer Leistungen, die Situation weiterhin. So stellen 
psychosoziale Zentren die wichtigste Versorgungsstruktur für geflüchtete Kinder 
und Jugendliche dar, können jedoch ihrerseits aufgrund von chronischer 
Unterfinanzierung nur etwa 3 % der Bedarfe deutschlandweit abdecken6.  

Werden bestehende Kapazitäten nicht dringend ausgebaut, kann der nach dem 
GEAS Anpassungsfolgegesetz neue gesetzliche Versorgungsanspruch nicht in die Tat 
umgesetzt werden. So ist zukünftig Kindern von Asylantragstellenden sowie 
minderjährigen Antragstellenden dieselbe Art der Gesundheitsversorgung wie 
Minderjährigen mit deutscher Staatsangehörigkeit zu gewähren 7und eine weitere 
Überlastung des Systems droht. Auch die gestärkte Verpflichtung zur frühzeitigen 

 
1Blackmore et al., 2020 The prevalence of mental illness in refugees and asylum seekers: A 
systematic review and meta-analysis 
2Hornfeck et al, 2025 Verbesserung der psychischen Gesundheit von unbegleiteten jungen 
Geflüchteten in der Jugendhilfe. Ergebnisse aus dem Verbundprojekt BETTER CARE  
3Blackmore et al., 2020 The prevalence of mental illness in refugees and asylum seekers: A 
systematic review and meta-analysis 
4[World Health Organization (WHO) (2025): Children and young people’s mental health: the case for 
action. 2 June 2025.  
5noch nicht veröffentlichte Studie von Dr. K. Paschke, UKE Hamburg, 2026 
6Karato, Y., Hilt, L., Träbert, A. & Theilig, C. (2025). Fokus Grenzgewalt: Flucht & Gewalt: 
Psychosozialer Versorgungsbericht Deutschland 2025. Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der 
Psychosozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer (BAfF e. V.) (Hrsg.). 
7https:///www.bundestag.fr/dokumente/textarchiv/2026/kw09-de-geas-1149762 

https://www.bundestag.fr/dokumente/textarchiv/2026/kw09-de-geas-1149762
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Identifizierung besonderer gesundheitlicher und psychosozialer Bedarfe (GEAS, 
Aufnahmerichtlinie 2024/1346) wird schwer in die Praxis umzusetzen sein.   

Warum ist diese Forderung für junge Geflüchtete besonders wichtig? 

Bekommen psychisch belastete, behandlungsbedürftige geflüchtete Kinder und 
Jugendliche nicht die notwendige Versorgung, kann dies gravierende langfristige 
Folgen haben. So steigt das Risiko, dass sich Probleme verfestigen, ungünstige 
Bewältigungsstrategien etabliert werden, psychische Beschwerden chronifizieren, 
was wiederherum negative Folgen für die Persönlichkeitsentwicklung sowie die 
schulische und soziale Integration nach sich ziehen kann. All dies während sensibler 
Phasen der Entwicklung.  

Damit geflüchtete Kinder und Jugendliche einen gleichberechtigten Zugang zu 
Gesundheitsversorgung erhalten können, müssen die Kapazitäten sowohl flexibler 
psychosozialer (u.a. stabilisierender) als auch langfristiger psychologisch- 
psychotherapeutischer sowie psychiatrischer Versorgungsangebote ausgebaut 
werden. Denn der Zugang zu psychologischer Psychotherapie und kinder- und 
jugendpsychiatrischer Versorgung darf nicht überwiegend über projektfinanzierte 
oder spezialisierte Angebote erfolgen, sondern muss als regulärer Bestandteil der 
vertragsärztlichen Versorgung sichergestellt sein. 

Welche Verantwortung trägt Berlin? 

Das Land Berlin trägt die Verantwortung, die psychotherapeutisch-psychiatrische 
Grundversorgung sicherzustellen bzw. sich für diese bundesweit einzusetzen. 

Hieraus ergeben sich für das Land Berlin folgende Handlungsaufträge: 
 

• die psychosozialen Zentren und Netzwerkstrukturen müssen gestärkt und 
verlässlich finanziert werden. Das Land Berlin muss sich für den Ausbau der 
Strukturen durch Bundes- und Landesmittel einsetzen bzw. die Zulassung 
(GKV) Psychosozialer Zentren zur Behandlung geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher vorantreiben. 

• die bezirklichen Jugendämter müssen die Kostenübernahmen für notwendige 
medizinische, therapeutische und heilpädagogische Leistungen, 
einschließlich der Angebote der Kinder- und Jugendhilfe (KJHG) sicherstellen, 
wenn diese indiziert bzw. zur Stabilisierung und Entwicklung der Kinder und 
Jugendlichen erforderlich sind. Langwierige und unkoordinierte 
Antragsprüfungen zwischen Jugend-, Bezirksämtern, KJPDs bzw. in 
Einzelfällen Krankenkassen und LFU müssen vermieden und Transparenz der 
Verfahren gewährleistet werden.  Fachliche Einschätzungen und Gutachten, 
insbesondere des Kinder- und Jugendpsychiatrischen Dienstes (KJPD) müssen 
bei Hilfen für junge Volljährige und Eingliederungshilfen berücksichtigt 
werden.  

• Fachkräfte im Gesundheits- und Jugendhilfesystem müssen regelmäßig im 
Umgang mit Trauma und Flucht weiter- und fortgebildet werden. 
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• Bestehende Strukturen der Bedarfsermittlung müssen erhalten bzw. v.a. für 
begleitete Kinder und Jugendliche ausgebaut werden.   
 

• Screeningverfahren zur Erkennung von Vulnerabilitäten müssen kindgerecht 
ausgestaltet und unter Beteiligung von qualifiziertem Fachpersonal 
durchgeführt werden. Nur durch eine vorzeitige Identifikation von 
Schutzbedarfen und psychischen Belastungen kann eine bedarfsgerechte 
gesundheitliche Versorgung gewährleistet werden.  

 

• das  Land Berlin muss sich dafür einzusetzen, dass die Bundesregierung 
durch Anpassungen der Bedarfsplanung und gezielter finanzieller Förderung 
zusätzliche Kassensitze und Behandlungskapazitäten in der kinder- und 
jugendpsychotherapeutischen und –psychiatrischen Versorgung schafft 
sowie Zugangshürden in diese abbauen muss.  Dazu müssen 
Vergütungsstrukturen für den erhöhten Organisationsaufwand (hoher 
Steuerungs- und Abstimmungsbedarf zwischen beteiligten Professionen) 
geschaffen, administrative Hürden, wie wechselnde Kostenträger abgebaut 
sowie eine qualifizierte Sprachmittlung als Regelleistung sichergestellt 
werden.  

• das Land Berlin muss sich weiterhin dafür einsetzen, dass  ein 
Rechtsanspruch auf die Übernahme notwendiger Dolmetscherkosten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung (SGB V) geschaffen wird.  

 

 

 


